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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 53. 


(Nr. 7476.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Homburg, Regierungsbezirks Wiesbaden, zum Betrage von 30,000 Tha⸗ 
lern. Vom 21. Juni 1869. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 
C Nachdem der Gemeindevorſtand der Stadt Homburg darauf angetragen 
hat, zur Beſtreitung der Baukoſten eines neuen Schulgebäudes eine Anleihe von 
dreißig Tauſend Thalern aufzunehmen und zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber 
Kautende, mit Zinskupons verſehene Stadt⸗Obligationen ausgeben zu dürfen, er⸗ 
teilen Wir in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen 
Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber 
enthalten, und der Verordnung vom 17. September 1867. (Geſetz⸗Samml. 
Sc. 1518.) durch gegenwärtiges Privilegium zur Ausſtellung von 30,000 Tha⸗ 
lern Homburger Stadt⸗ Obligationen, welche in 300 Apoints à 100 Thaler 
‚nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich, am 
7/1. Januar und 1. Juli jeden Jahres, zu verzinſen und, von Seiten der Gläu⸗ 
biger unkündbar, nach dem feſtgeſetzten Tilgungsplane in den Jahren 1871. bis 
1309. einſchließlich mittelft Verlooſung der Obligationen jährlich am 1. Juli zu 
amortiſiren find, mit dem Vorbehalte der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche 
Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens des Staates zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 21. Juni 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den 
Miniſter für Handel ꝛc.: 
Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Jahrgang 1869. (Nr. 7476.) 126 Pro⸗ 
“ Ausgegeben zu Berlin den 18, Auguſt 1869, 


— 938 — 
vovins Heſſen-Naſſau, Xegierungsbezirk Wiesbaden. 
RD) | 3 


Schuldberſchreibung 


der N 
Stadt Homburg vor der Hohe 
(Trockener Stempel.) e a (Stadtjiegel.) 
über 


Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Wir Bürgermeiſter, Beigeordnete und Gemeinderäthe der Stadtgemeinde 
Homburg vor der Höhe urkunden und bekennen hiermit, als geſetzliche Vertreter 
der Stadt Homburg vor der Höhe, daß auf Grund des Allerhöchſten Privile⸗ 
giums v oem zur Beſtreitung der durch die Erbauung eines neuen 
Schulhauses dahier entſtehenden Ausgaben ein jährlich mit fünf vom Hundert 
vom 1. Januar 1869. ab verzinsliches ſtädtiſches Anlehen von dreißig Tauſend 
Thalern kontrahirt worden iſt, welches Anlehen in dreihundert einzelne Schuld⸗ 
verſchreibungen, eine jede auf Einhundert Thaler lautend, eingetheilt worden iſt. 

Wir urkunden und bekennen insbeſondere, daß die Stadt Homburg vor 
der Höhe dem Inhaber gegenwärtiger Schuldverſchreibung, als Antheil an dem 
vorgedachten Anlehen, die Summe von Einhundert Thalern unter den nach⸗ 
ſtehenden Bedingungen und Beſtimmungen verſchuldet, indem wir über den rich⸗ 
tigen Empfang dieſer Summe hiermit quittiren und auf alle und jede Einreden 
gegen dieſe Forderung verzichten. 


7 


Das geſammte Anlehen bleibt bis zum Jahre 1871. ae ſtehen 
mit dieſem Jahre beginnt die Tilgung des Anlehens nach Maaßgabe des nad)- 
folgenden Planes: 


Jahr- Tilgung] Jahr: Tilgung] Jahr. Sum] eg e Jahr⸗ Tilgung 
ang ang ang gang gang 

Thaler. Thaler. Thaler. Thaler. Thaler. 
1871. 300 | 1879.| 400 | 1887.] 600 1895. 9001903. 1200 
1872. 300 | 1880.| 400 1888. 600 | 1896.| 900 | 1904. | 1400 


1873. 300! 1881.| 500 | 1889.| 700 | 1897.| 900 | 1909. 1400 


1874. 300 | 1882.] 500 | 1890.| 700 | 1898. | 1000 | 1906. 1400 
1875. 300 | 1883.| 5001 1891.| 700 | 1899. 1100 | 1907. | 1600 
1876. 4001884. 5001892. 800 | 1900. ! 1100 | 1908. | 1600 

1200 | 1909. | 800 


1878.| 400 | 1886. 800 | 1902. | 1200 


1877. 400 | 1885.| 500 | 1893.) 800 | 1901. 
600 | 1894. 
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Dem Gemeindevorſtande bleibt es jedoch vorbehalten, inmittelſt ſtärkere Rück⸗ 


zahlungen eintreten zu laſſen, als zufolge des obigen Schuldentilgungsplanes zu 
hewirken ſind, oder auch das ganze Anlehen zu kündigen. Die zurückzuzahlenden 
Schuldverſchreibungen werden ſtets vor dem 1. Juli des betreffenden Jahres 
durch eine Verlooſung, welche dahier von dem Gemeindevorſtande vorgenommen 
wird, beſtimmt, in dem Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger und dem hieſigen 
Kreisblatt mit Angabe ihrer Nummern ſpäteſtens drei Monate vor dem Ein⸗ 
löſungstermine ausgeſchrieben und vom jedesmaligen 1. Juli ab, gegen Rück⸗ 
abe der Schuldverſchreibungen, bei der hieſigen Stadtkaſſe durch baare und voll⸗ 
ſtändige Ausbezahlung des Nominalbetrages an den Inhaber eingelöſt. Dieſel⸗ 
ben Blätter ſind auch für alle anderen Bekanntmachungen bezüglich des in Rede 
ſtehenden Anlehens als Publikationsmittel beſtimmt. 

Obligationen, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem Rückzahlungs⸗ 
termine nicht eingelöſt worden, verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde. 


II. 


Die fünfprozentigen Zinſen dieſes Anlehens werden in halbjährigen 
„Raten, vom jedesmaligen 1. Januar und 1. Juli ab, gegen Aushändigung der 
den Schuldverſchreibungen beigegebenen Zinskupons bei der ſtädtiſchen Kaſſe baar 
ausbezahlt. Mit dem Tage, auf welchen die Rückzahlung einer Schuldverſchrei⸗ 
hung beſtimmt iſt, erliſcht die Verzinſung derſelben und es müſſen mit der 
Schuldverſchreibung ſelbſt alle dazu gehörigen weiter laufenden Zinskupons ſammt 
Talon zurückgeſtellt werden, widrigenfalls bei Auszahlung der Schuldverſchreibung 
der Betrag dieſer fehlenden Kupons in Abzug gebracht wird. Die Zinskupons 
werden im Laufe des ihrer Fälligkeit vorausgehenden Halbjahres bei der ſtädti⸗ 


= ſchen Kaffe anſtatt baaren Geldes in Zahlung angenommen. 


Nicht eingelöſte Zinskupons verjähren in fünf Jahren, vom Tage der 
Fälligkeit an gerechnet. 


HI. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
vberſchreibungen erfolgt nach Maaßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen bei dem 
Königlichen Kreisgerichte zu Wiesbaden, eine Amortiſation von Kupons und 
Lalons findet nicht ſtatt. 


IV. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjährige Zinskupons bis Ende des 
Jahres 1874. ausgegeben; für die weitere Zeit werden Zinskupons auf fünf⸗ 
jährige Perioden ausgegeben werden. Die Ausgabe jeder neuen Zinskupons⸗ 
Serie erfolgt bei der Stadtkaſſe zu Homburg gegen Ablieferung des der älteren 
Serie beigefügten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. : 
(r. 7476. i 126 * V. 
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Das geſammte Anlehen, und ſomit der durch gegenwärtige Schuld⸗ 
verſchreibung beurkundete Antheil an demſelben von Einhundert Thalern, iſt als 
eine wahre ſtädtiſche Schuld anerkannt, und haftet für das Kapital und die 
Zinſen, ſowie die Einhaltung der wegen der Zind- und allmäligen Kapital⸗ 
rückzahlung eingegangenen Verbindlichkeiken laut der desfalls vor dem Königlichen 
Amtsgerichte dahier errichteten Hypothek d. d. ..... . . . 1869., der geſammte 
der Stadt Homburg eigenthümliche Wald, ſowie das neue Schulhaus in der 
Rathhausgaſſe dahier. 

Urkundlich unſerer Unterſchriften und des beigefügten Stadtſiegels. 


Homburg vor der Höhe, den „IM .... ...... 18. . 


Der Buͤrgermeiſter. (L. S.) Die Beigeordneten. 
Die Gemeinderäthe. 8 


Provinz Heſſen⸗Naſſau, Regierungsbezirk Wiesbaden, 


„ gun 
anuar 
ie Jill | 18 


85 

8 « 

3 Zwei Thaler funfzehn Silbergroſchen 

„ e e Ro cngien N 


Inhaber dieſes Kupons am 1. Januar Juli) von der Stadtkaſſe da⸗ 
feelbſt ausbezahlt. 15 f 
IB! Homburg vor der Höhe, den en...... 18.5 f 


= Die 


(L. S.) Der Buͤrgermeiſter. 


ze 


Provinz Heſſen⸗Naſſau, Regierungsbezirk wiesbaden. 
Tal on 5 


zur 
Schuldverſchreibung re 
des 
Anlehens der Stadt Homburg vor der Hohe 
von 30,000 Thalern. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zur Schuld- 
verſchreibung der Stadt Homburg . 


Meine über Einhundert Thaler à fünf Prozent Zinſen 


die . „te Serie Zinskupons für die Jahre von 18.. bis 18. bei der Stadtkaſſe zu 
Homburg, ſofern nicht rechtzeitig Widerſpruch dagegen erhoben iſt. 


Homburg vor der Höhe, den ten... 18 % 


(L. S.) Das Buͤrgermeiſteramt. 


(Nr. 7477.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. Juni 1869,, betreffend die nachträgliche Ge⸗ 

nehmigung der erfolgten Emiſſion auf den Inhaber lautender Kreis- 
Obligationen des Kreiſes Strasburg, Regierungsbezirks Marienwerder, 
im Betrage von 1,225 Thalern und 6,550 Thalern. f g 


Ai. den Antrag der Kreisſtände des Strasburger Kreiſes in der Kreistags⸗ a 5 
verhandlung vom 30. November v. J. will Ich die erfolgte Emiſſion der auf 3 
den Inhaber lautenden Kreis⸗Obligationen des gedachten Kreiſes, von denen 0 


3 Stück Littr. A. à 25 Thaler 75 Thaler, 
I 250 


a B. a 50 . = 
4 „C. 2100 . . 
. „ D. 3500 00 . 


zuſammen 1,225 Thaler, 


f in Bezug auf das Privilegium vom 23. Juni 1854. wegen Ausfertigung auf 
r. 74767478) den 
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den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen im Betrage von 31,000 Thalern 
(Geſetz⸗Samml. pro 1854. S. 404.), und 8 
8 2 Stück Littr. E. à 25 Thaler 50 Thaler, 
10% „„ : 500 . 
107365 „ G. 3100 1000 . 
5000 


E Hl. 3500 
zuſammen 6,550 Thaler, 

in Bezug auf das Privilegium vom 25. Juni 1856. wegen Ausfertigung 
gleicher Obligationen zum Betrage von 120,000 Thalern (Geſetz-Samml. pro 
1856. S. 631.), über die in den Privilegien vorgeſehenen Beträge hinaus aus⸗ 
geſtellt und zur Vollendung der Kreis⸗ Chauffeebauten ausgegeben worden find, 
unter den Bedingungen des Privilegiums vom 23. Juni 1854, beziehungsweiſe 
vom 25. Juni 1856. hiermit genehmigen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſez-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. 

Berlin, den 21. Juni 1869. 


E 


Wilhelm. 
ü Für den Miniſter für Handel ꝛc.: 
Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und den Miniſter des Innern. 


(Nr. 7478.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs-Urkunde, betreffend den Sechszehnten Nachtrag 
zum Statut der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 7. Juli 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


Nachdem die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſammlung 
ihrer Aktionaire vom 6. Februar 1869. beſchloſſen hat, ihr Unternehmen auf den 
Bau und Betrieb der in den $$. 1. und 3. des anliegenden Sechszehnten 
7 Nachtrages zu dem Geſellſchaſtsſtatut aufgeführten Eiſenbahnen auszudehnen, 

wollen Wir der gedachten Geſellſchaft hierzu Unſere landesherrliche Genehmigung 
ertheilen und den vorerwähnten Statuten Nachtrag hiermit beſtätigen. 
i Die gegenwärtige Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde iſt nebſt dem 
Scene durch die Geſetz Sammlung zu veröffentlichen. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrif: und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 7. Juli 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


a Für den Miniſter für Handel ꝛc.: Für den Juſtizminiſter: 
Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Sechs⸗ 
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Sechszehnter Nachtrag 
zu 


dem Statut der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


§. 1 
Das Unternehmen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft wird auf den 
| Bau und Betrieb folgender Eiſenbahnen ausgedehnt: 
| a) von Breslau über Glatz bis zur Landesgrenze bei Mittelwalde in der 
f Richtung auf Wildenſchwert, 
5 b) vom Bahnhofe Coſel (Kandrzin) über Neiſſe zum Anſchluſſe an die Linie 
| ad a. und zum Anfchluffe an die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eifen- 
bahn bei Frankenſtein nebſt Abzweigungen: 
nach Leobſchütz zum Anſchluſſe an die Wilhelmsbahn, und 
nach der Landesgrenze zum Anſchluß an die in Oeſterreich projek⸗ 
tirte Bahn von Ollmütz über Sternberg an die Preußiſche 
Grenze in der Nähe von Ziegenhals. 
Die ſpezielle Richtung dieſer Eiſenbahnen wird durch einen von dem Kö. 
niglichen Handelsminiſterium feſtzuſtellenden Bauplan beſtimmt, von welchem nur 
unter beſonderer Genehmigung dieſes Miniſteriums abgewichen werden darf. 


Va 
Das zum Bau und zur Ausrüſtung der unter $. 1a. und b. bezeichneten 
Eiſenbahnen erforderliche Baukapital wird auf 21,800,000 Rthlr. feſtgeſetzt und 
ſoll durch Sn von 8,404,100 Rthlr. neue Stammaktien Littr. D. und 
Emiſſion von 13,395,900 Rthlr. Prioritäts⸗Obligationen unter nachſtehenden nä⸗ 
heren Beſtimmungen aufgebracht werden: N 
) Die Ausgabe der neuen Stammaktien wird auf die drei erſten Baujahre 
thunlichſt gleichmäßig vertheilt. \ 

b) Den jetzigen Aktionairen iſt das Recht eingeräumt, unter Beobachtung der 
von den Geſellſchaftsvorſtänden bekannt zu machenden Anmeldungs⸗Friſten 
und Formen, nach Verhältniß des zunächſt auszugebenden Aktien⸗ 

betrages zu dem geſammten gegenwärtigen Stammaktien⸗Kapital, die 
ihrem Aktienbeſitz entſprechende Zahl neuer Stammaktien Littr. D. zum 
Parikurſe zu zeichnen. 

Den in Folge der Volleinzahlung neu ausgegebenen Aktien Littr. D. 
ſteht gleich den alten Aktien Littr. A. B. C. das Recht zu, die in den 
folgenden Baufahren noch zu vergebenden neuen Aktien Littr. D. al Pari 
mitzuzeichnen. 

e) Die Geſellſchaftsvorſtände werden die Termine und Raten beſtimmen und 

(Nr, 7478.) ver⸗ 


* 
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1 in welchen die Einzahlung auf die gezeichneten Aktien zu 
eiſten iſt. 
Die ee Raten werden vom Tage der Einzahlung bis dahin, 
wo die neuen Aktien mit den alten ale Berechtigung erlangen — efr. 
sub d. — mit fünf Prozent jährlich verzinſt. 

Dit Volleinzahlung auf die in dem betreffenden Baujahre ausge⸗ 
ſchriebenen Aktien iſt jederzeit geſtattet. 


Die volleingezahlten Aktien Littr. D. nehmen vom Beginne des auf die 
Volleinzahlung folgenden Kalenderjahres ab in gleicher Höhe, wie die 
alten Stammaktien Littr. A. B. und C., hinſichtlich der Zinſen und 
Dividenden an dem Geſammtertrage des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nehmens Theil. 

Von dem Betrage des ſolchergeſtalt an der Dividende partizipirenden 
Stammaktien⸗Kapitals Littr. D. vergütet der Baufonds dem Betriebs- 
fonds fünf Prozent jährliche Zinſen bis zum Ablaufe desjenigen Kalender⸗ 
jahres, in welchem von den beiden Hauptlinien Breslau⸗ latz⸗Landes⸗ 
grenze bei Mittelwalde und Coſel⸗Neiſſe⸗Frankenſtein die zuletzt betriebs⸗ 
fähig hergeſtellte, dem Verkehr übergeben iſt. 

8 Bis zu eben dieſem Zeitpunkte wird die geſetzliche Eiſenbahnabgabe 
an den Staat ſo berechnet, als wenn nur das gegenwärtige Stamm⸗ 
aktien⸗Kapital Littr. A. B. und C. an der Dividende Theil nähme. 


e) Die von den Aktionairen nicht gezeichneten Aktien verbleiben der Gefell- 
ſchaft zur freien Verfügung. 
Hinſichtlich verzögerker oder unterlaſſener Einzahlung gezeichneter 
Aktien kreten die in §. 17. des Geſellſchaftsſtatuts vom 2. Auguſt 1841. 
vorgeſehenen Folgen ein. 


f) Die Stammaktien Littr. D. werden in Apoints von Einhundert Thalern 
nebſt Zinskupons, Dividendenſcheinen und Talons auf je fünf Jahre 
nach dem anliegenden Schema ſtempelfrei a | 

Auf die Stammaktien Littr. D., deren Zinskupons, Dividenden- 
ſcheine und Talons finden die Beſtimmungen der $$. 2. bis 4. des unterm 
13. Auguſt 1855. Allerhöchſt genehmigten Zehnten Nachtrags zum Ge⸗ 
ſellſchaftsſtatut (Geſetz-Samml. 1855. S. 599.) Anwendung. 


g) Die zu emittirenden Prioritäts⸗Obligationen werden mit fünf Prozent 
verzinſt. Bis zum Ablauf desjenigen Kalenderjahres, in welchem von 
den beiden Hauptlinien Breslau⸗Glatz⸗Landesgrenze bei Mittelwalde und 
Coſel⸗Neiſſe⸗Frankenſtein die zuletzt betriebsfähig hergeſtellte dem Verkehr 
e 15 „erfolgt die Verzinſung aus dem Baufonds, ſpäter aus 
dem Betriebe. 


Alle bis zu dem ebengedachten Zeitpunkte aufkommenden Betriebseinnahmen 

fließen in den Baufonds. 
a Die näheren Bedingungen für die Ausgabe der neuen Prioritäts⸗Obliga⸗ 
tionen, ihre Amortiſation und ihr Verhältniß zu den übrigen wer 
er 


je 
— 


„ r 2a Be 
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der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft werden durch ein beſonderes Allerhöchſtes 
Privilegium feſtgeſetzt. i 
a §. 3. i 

Für den Fall, daß auf Grund des zwiſchen den Regierungen von Preußen 
und Oeſterreich unterm 5. Auguſt 1867. geſchloſſenen Staatsvertrages die K. K. 
Oeſterreichiſche 11 die Strecke von der Landesgrenze bei Mittelwalde nach 
Wildenſchwert weder ſelbſt noch 5 eine Oeſterreichiſche Privatunternehmung 
ausführen laſſen ſollte, wird auch der Bau und Betrieb dieſer Strecke nach Maaß⸗ 
gabe der von der K. K. Oeſterreichiſchen Regierung hierfür zu ertheilenden Kon⸗ 
zeſſion für Rechnung der Oberfchlefifchen Eiſenbahngeſellſchaft übernommen. 

Der Beſchluß über die Beſchaffung der dazu erforderlichen Baumittel bleibt 
einer ſpäter eventuell zu berufenden Generalverſammlung vorbehalten. 


$. 4. 

Der im $. 9. Alinea 2. des unterm 11. Auguſt 1843. Allerhöchſt be⸗ 
ſtätigten Statuten⸗Nachtrages (Geſetz-Samml. pro 1843. S. 310.) dem Staate 
eingeräumte Anſpruch auf den dritten Theil des Ueberſchuſſes über fünf Prozent 
des Stammaktien⸗Kapitals der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft (die ſogenannte 
Superdividende) wird auf die im F. 1. und 3. bezeichneten neuen Unternehmungen 
nicht ausgedehnt. 

Die Berechnung der dem Staate zuftehenden Superdividende erfolgt viel- 
mehr, ohne Rückſicht auf die nach $. 2. zu emittirenden neuen Stammaktien, auch 
in Zukunft nur nach Maaßgabe des bisherigen Aktienkapitals vom Reinertrag 
des alten Unternehmens in ſeinem gegenwärtigen Umfange. 


9. 
Der $. 17. des unterm 11. Auguſt 1843. Allerhöchſt beſtätigten Statuten⸗ 
Nachtrages wird aufgehoben. An defſen Stelle tritt nachſtehende Beſtimmung: 
Her Staat wird in den Generalverſammlungen durch einen von ihm zu 
beſtellenden Kommiſſarius vertreten, welcher nicht Aktionair zu ſein braucht, und 
übt durch dieſen ſein Stimmrecht aus. 
Daſſelbe erſtreckt ſich ſtets auf ein Sechstheil der in der Generalverſammlung 
vertretenen Stimmen. 
$. 6. 
Vom Jahre 1869. ab erhalten die Mitglieder des Verwaltungsrathes als 
Erſatz für ihre Mühewaltung und Zeitverſäumniß eine jährliche Tantieme im 
Geſammtbetrage von Einem halben Prozent desjenigen Ueberſchuſſes, welchen der 
Reinertrag des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Unternehmens, nach Abrechnung der 
gejektichen und ſtatutenmäßigen Bezüge des Staats, über fünf Prozent für die 
ktionaire ergiebt. Die Vertheilung unter die Mitglieder erfolgt nach dem Maaßſtabe 
ihrer Gegenwart bei den Sitzungen, wobei der Vorſitzende für zwei Perſonen zählt. 


§. 7 


Die Geſellſchaft übernimmt die Verpflichtung, ſoweit das Königliche Handels 
Jahrgang 1869. (Nr. 7478.) — Mi⸗ 


| N 
Miniſterium es im Intereſſe des Verkehrs für nöthig erachtet , jederzeit auf deſſen 


Verlangen künftig mit anderen in⸗ und ausländiſchen Bahnverwaltungen für die 


Beförderung von Perſonen und Gütern direkte Expeditionen und direkte Tarife 
zu errichten und hierbei insbeſondere auch in ein gegenſeitiges Durchgehen der 
Transportmittel zu willigen. 

In Betreff der Höhe der gegenſeitigen Vergütungsſätze für die durchgehenden 
Transportmittel, ſowie der Art und Weiſe der Abrechnungen hat ſich die Geſell⸗ 
ſchaft bei mangelnder gütlicher Verſtändigung mit den anderen Bahnverwaltungen 
den Feſtſetzungen des Königlichen Handelsminiſteriums zu untekwerfen. 


8. 8.4 


Bei den direkten Tarifen mit anderen Bahnverwaltungen muß die Ober⸗ 

ſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft auf Verlangen des Königlichen Handelsminiſteriums 
ſich jederzeit bereit finden, auf den zu ihrem Unternehmen gehörenden Bahnen 
denjenigen ermäßigten Tarifſatz pro Zentner und Meile zuzugeſtehen, welcher für 
die gleichartigen Transportgegenſtände, ſei es in ihrem Binnenverkehre oder in 
einem en Verkehre zwiſchen ihrer betreffenden Uebergangsſtation und 
denjenigen Stationen ihrer eigenen oder fremden Bahnen, nach und von welchen 
die Güter verſandt werden, jeweilig beſteht. 
8 Iſt in einem ſolchen Falle der maaßgebende Tarif aus einem Frachtſatz 
pro Meile und einer feſten Expeditionsgebühr zuſammengeſetzt, ſo ſollen dieſe 
Tarifeinheiten auch für den neu zu regulirenden direkten Tarif mit der Maaßgabe 
feſtgehalten werden, daß die Expeditionsgebühr für die Uebergangsſtation auf 
Verlangen des Königlichen Handelsminiſteriums bei Transporten, die in vollen 
Zügen zugeführt werden, ganz außer Anſatz bleibt und bei ſonſtigen Transporten 
für Einzelgut drei Pfennige pro Zentner und für Güter in Wagenladungen funf⸗ 
zehn Silbergroſchen pro Einhundert Zentner nicht überſteigen darf. 

Dabei erklärt ſich jedoch die Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft bereit, in den dazu geeigneten Fällen auf Verlangen des Königlichen Handels⸗ 
Miniſteriums mit anſchließenden Bahnen in Verhandlung zu treten, um die Be⸗ 
laſtung derſelben Transporte mit mehrfachen Expeditionsgebühren oder anderen 
Uebergangsſpeſen, wo ſolche ſich nach den Tarifen ergeben würden, zu vermeiden. 

Vorſtehende Verpflichtungen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft treten 
ein, ſobald die den neu zu errichtenden direkten Verkehr beantragenden Bahn⸗ 
verwaltungen ſich bereit gefunden haben, in demſelben in ihren von jenem Ver⸗ 
kehre berührten Bahnſtrecken keinen höheren Frachtſatz pro Zentner und Meile 
zu erheben, als den von der Oberſchleſiſchen Eſſenbahngeſellſchaft für ihre Strecke 
zuzugeſtehenden. f 5 
5 Sollte die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft zum Zwecke der Errichtung 
eines neuen direkten Verkehrs das gleiche Zugeſtändniß, wie es in Vorſtehendem 


pPräziſirt iſt, von einer anderen Bahnverwaltung beanſpruchen und die letztere 
ohne von dem Königlichen Handelsminiſterium für zulänglich erachtete Gründe 
ſich weigern, auf den Seitens der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 0 Wein u 
etreff 

des 


genen direkten Verkehr überhaupt einzugehen, oder jenes Zugeſtändniß in 


* 


des Tarifſatzes zu machen, ſo iſt die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft an das 
ihrerſeits auf Erfordern des Königlichen Handelsminiſteriums für einen direkten 


[Verkehr, an welchem die ſich weigerlich haltende Bahnverwaltung mitbetheiligt 
it, gemachte frühere Zugeſtändniß nicht mehr gebunden. 


H. 9. 


Zur Ausführung der Beſtimmungen über die Benutzung der Eiſenbahn 
zu militairiſchen Zwecken (Geſetz⸗Samml. für 1843. S. 373.) iſt die Geſellſchaft 
rückſichtlich ſämmtlicher zu ihrem Unternehmen gehörigen Bahnen verpflichtet, 
dem Reglement vom 1. Mai 1861., beziehungsweiſe dem Bundesreglement vom 
18. Juli 1868. für die Beförderung von Truppen, Militaireffekten und ſonſtigen 
Militairbedürfniſſen auf den Staatsbahnen und den unter Staatsverwaltung 
ſtehenden Privateiſenbahnen, nebſt den hierzu bereits ergangenen und etwa noch 
zu erlaſſenden ergänzenden und erläuternden Vorſchriften, ferner den Beſtim⸗ 
mungen des Reglements vom 1. Mai 1861. „betreffend die Organiſation des 
Transports größerer Truppenmaſſen auf den Eiſenbahnen und der Inſtruktion 
von demſelben Datum für den Transport der Truppen und des Armeematerials 
auf den Eiſenbahnen, ſowie den künftigen Abänderungen und Ergänzungen die⸗ 
ſes Reglements und dieſer Inſtruktion ſich zu unterwerfen. 

Zu Gunſten der Poſt iſt die Geſellſchaft bezüglich der neuen Bahnſtrecken 
hen Leiſtungen verpflichtet, wie ſolche ihr bezüglich des alten Unternehmens 
obliegen. | miete, 
® Im Verhältniß zur Bundes⸗Telegraphenverwaltung gelten rückſichtlich der 
neuen Bahnſtrecken diejenigen Beſtimmungen, welche das vom Norddeutſchen 
Bunde zu erlaſſende Reglement über die Verpflichtungen der Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen im Intereſſe der Bundes⸗Telegraphenverwaltung enthalten wird. 


| Sem ars, 197° u 
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Schema I. zu den Stamm- Aktien. 
lefr. $. 2. sub f.) 


Einhundert Thaler in Preuf. Kurant. 
Stamm- Aktie 


der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft 
Littr. D. m = 


Jubabet dieſer Aktie hat zur 5 der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft Ein⸗ 
2 0 Thaler Preuß. Kurant baar eingezahlt und nimmt nach Höhe dieſes 

etrages in Gemäßheit des am 2. Auguſt 1841. von Seiner Majeſtät dem 
Könige von Preußen Allerhöchſt beſtätigten Statuts und F. 2. des unterm 
EL TR Allerhöchſt beſtätigten Sechszehnten Nachtrages zu demſelben, 
verhältnißmäßigen Antheil an dem geſammten Eigenthum, dem Gewinn und 


Breslau, den en 193 


Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 


(Trockener Stempel.) (Zwei Direktionsmitglieder in Fakſimile.) 
Eingetragen im Lagerbuch J 
er Hauptkaſſen⸗Rendant. 
( ,Fakſimile.) 


Schema der Zinskupons. 
1 Athlr. 22 Sgr. 6 Pf. Zin 8 fu p on Vo 1. Serie I. 


1 zur 
Stammaktie der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
b Littr. DS. i 
Einen Thaler zweiundzwanzig Silbergroſchen ſechs Pfennige 
hat Inhaber dieſes Kupons vom In.. 18.. ab aus der Hauptkaſſe 


der ea ee Eiſenbahn und an den durch öffentliche Bekanntmachung be⸗ 
zeichneten Stellen zu erheben. 8 


Breslau, den anne 18%: 
Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Zwei Direktionsmitglieder in Fakſimile.) f 
Verjährt mmůunum ð ne 


Sche⸗ 


| m 
Schema zum Dividendenfchein. 


Betriebsjahr 1870. Dividendenſchein i Ne 1. Serie I. 
zur 
Stammaktie der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
Littr. D. . 


Inhaber dieſes empfängt im Monat . 1871. die für das nächſt⸗ 
i der Saher ene Kalenderjahr feſtgeſetzte Dividende, deren Betrag mit Angabe 
der Zahlſtellen öffentlich bekannt gemacht werden wird. 


Breslau, den ten 18. 
Koͤnigliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Zwei Direktionsmitglieder in Fakſimile.) g 
Verjährt am 1. Mai 1875. 


Schema zum Talon. 
Talon 


: zu der 
Stammaktie der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
littr. D. 5 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe binnen Jahres⸗ 
ist ß bm ab, die (zweite) Serie der Zinskupons und Dividenden⸗ 
ſcheine zu der oben bezeichneten Stammaktie für die Jahre 18. bis 18. ſofern 
nicht von dem Inhaber der Stammaktie bei der unterzeichneten Direktion recht⸗ 
zeitig Widerſpruch a wird. 

In dieſem Falle erfolgt die Ausreichung an den Vorzeiger der Aktie. 

Breslau, den . ten 18. 9975 ele 


Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
5 (Zwei Unterſchriften in Fakſimile.) 


Gr. 74787479) (Nr, 7479.) 
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(Nr. 7479.) Privilegium wegen Emiſſton von Prioritäts⸗Obligationen der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft zum Betrage von 13,395,900 Thalern. Vom 
7. Juli 1869 8 f b f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von Seiten der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund 
des in der Generalverfammlung ihrer Aktionaire vom 6. Februar 1869. ge⸗ 
faßten Beſchluſſes darauf angetragen worden tft, ihr zur Herſtellung der in F. I. 
des Sechszehnten Nachtrages zum Geſellſchafts⸗Statut näher bezeichneten, durch 
Unſeren Erlaß vom heutigen Tage genehmigten Eiſenbahnen die Aufnahme einer 
Anleihe bis zur Höhe von dreizehn Millionen dreihundert fünfund⸗ 
neunzig Tauſend und neunhundert Thalern gegen Ausſtellung auf den In⸗ 
haber lautender und mit Zinskupons und Talons verſehener Prioritäts⸗Obliga⸗ 
tionen zu geſtatten, wollen Wir in Berückſichtigung der Gemeinnützigkeit des 
Vorhabens und in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch 
gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Ausgabe der 
gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen ertheilen. 


. 1. 


Die zu emittirenden Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern 
nach dem beigefügten Schema I. unter der Bezeichnung: „Fünſprozentige Prio⸗ 
18 5 ritäts⸗Obligationen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft (Emiſſton von 1869.) 
ausgefertigt. 2 
Diefelben zerfallen in: 
4,000 Stück zu 1000 Rthlr. von Nr. 1 4,000. zuſammen 4,000,000 Rthlr., 
10,000 , 4000 400114000 o 1 
53,959 100 14001 67,959 5,395,900 


Summa = 13,95, 900 Rihlr⸗ 


Jeder Obligation werden Zinskupons für fünf Jahre und ein Talon zur 
Erhebung fernerer Kupons nach Ablauf von fünf Jahren nach den weiter bei⸗ 
gefügten Schemas II. und III. beigefügt. or 
. Die Kupons, ſowie der Talon werden alle fünf Jahre auf beſonders zu 

erlaſſende Bekanntmachung erneuert. 
Auf der Rückſeite der Obligationen wird das gegenwärtige Privilegium 
abgedruckt. f ortot 

§. 2. 55 | 


Die Prioritäts⸗Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinſt und 
die Zinſen in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres, 
in Breslau und in Berlin, ſowie an den Stellen gezahlt, welche durch. öffent: 
liche Bekanntmachung etwa noch bezeichnet werden. Zinſen, deren Erhebung 
innerhalb vier Jahren von dem in dem betreffenden Kupon bezeichneten Zahlungs 
tage an nicht geſchehen iſt, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. f 10 


ger: 


De 
Werden Talons nicht innerhalb Jahresfriſt vom Tage ihrer Fälligkeit ab 


zur Erhebung der neuen Kupons benutzt, fo erfolgt die Ausgabe der neuen Ku⸗ 
pons nebſt Talons nur an die Inhaber der Obligationen. 


§. 3. 
Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen ſind auf Höhe der darin ver⸗ 
ſchriebenen Beträge und der dafür zu zahlenden Zinſen Gläubiger der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Sie haben in dieſer Eigenſchaft ein unbedingtes 
Vorzugsrecht vor allen Stammaktien und Prioritäts⸗ Obligationen nebſt deren 
Zinſen und Dividenden in Anſehung der in H. 1. des Sechszehnten Statuten⸗ 
Nachtrages bezeichneten Bahnen und deren Betriebsmittel. Ingleichen haben ſie 
an dem 51 Vermögen der Geſellſchaft und deſſen Erträgen ein unbe⸗ 
dingtes Vorzugsrecht vor allen Stammaktien nebſt deren Zinſen und Dividenden. 
Dagegen bleiben den auf Grund der Allerhöchſten Bewilligungen und 

Privilegien vom 7. März 1843., 8. Februar 1846., 24. März 1851., 24. Mai 
1853, 20. Auguſt 1853. 26. Juni 1857., 22. Oktober 1861. und 28. Mai 1866. 
und 4. September 1868. emittirten Prioritäts⸗Aktien und Obligationen Littr. A. 
B. C. D. E. F. G. und H. nebſt deren Zinſen, die denſelben in Anſehung des 
Geſellſchaftsvermögens eingeräumten allgemeinen und beſonderen Vorzugsrechte 
vor den auf Grund des gegenwärtigen Privilegiums zu emittirenden Prioritäts⸗ 
Obligationen ausdrücklich reſervirt und geſichert. Eine weitere Vermehrung des 

ö Geſel ſcaftskapitals durch Emiſſion von Aktien oder Prioritäts⸗Obligationen darf 
hiernächſt nur dann erfolgen, wenn den auf Grund des gegenwärtigen Privile⸗ 
giums emittirten Prioritäts⸗Obligationen nebſt Zinſen das Vorzugsrecht einge⸗ 
räumt wird. 

Eine Veräußerung der zum Bahnkörper und zu den Bahnhöfen erforder⸗ 
lichen, der Geſellſchaft gehörigen Grundſtücke iſt unſtatthaft, ſo lange die Prio⸗ 
ritäts⸗Obligationen der gegenwärtigen Emiſſion nicht eingelöſt oder deren Ein⸗ 
löſungsbetrag nicht gerichtlich deponirt iſt. Dieſe Veräußerungsbeſchränkung be⸗ 
zieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und Bahnhöfe befindlichen 
Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahnhöfe etwa an den 
Staat oder andere juriſtiſche Perſonen zu öffentlichen Zwecken abgetreten werden 
möchten. 955 5 
Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen vom Jahre 1876. an der Amor. f 
tiſation, welche durch alljährliche Verwendung von 67,000 Thlen. und den auf 
die eingelöſten Prioritäts⸗Obligationen fallenden Zinſen ausgeführt wird. 

Die Nummern der hiernach in einem Jahre zu amortiſirenden Prioritäts⸗ 
Ddbligationen werden im Juli des folgenden Jahres durch das Loos beſtimmt 
N 155 ſofort öffentlich bekannt gemacht. Die erſte Auslooſung findet im Juli 
7. ſtatt. 5 

Der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft bleibt das Recht vorbehalten, mit 
Genehmigung des Staats den Amortiſationsfonds zu verſtärken und dadurch 
die Tilgung der Prioritäts⸗Obligationen zu beſchleunigen, wie auch ſämmtliche 
(Ir. 7479.) Pri⸗ 
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Prioritäts⸗Obligationen durch die öffentlichen Blätter mit ſechsmonatlicher Friſt 
zu kündigen und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. 


$. 5. 

Die Auslooſung der zu amortiſirenden Obligationen geſchieht durch die 
Königliche Direktion in Gegenwart eines Notars in einem vierzehn Tage vorher 
ur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der 
Priorttäts⸗ Obligationen der Zutritt geſtattet wird. 

Bei der Auslooſung ſind die Apoints zu 1000 Rthlr., 400 Rthlr. und 
100 Rthlr. nach dem in F. 1. angegebenen Verhältniſſe ihrer wien e 
zu berückſichtigen. Soweit die nach $. 4. zur Amortiſation zu verwendende 
Summe einen hiernach nicht theilbaren Ueberſchuß ergiebt, wird derſelbe zur 
nächſten Amortiſation reſervirt. 


$. 6. 

Die Auszahlung der ausgelooſten Prioritäts⸗ Obligationen erfolgt von 
dem auf den Auslooſungstermin folgenden 2. Januar in Breslau und in 
Berlin, ſowie an den Stellen, welche durch öffentliche N etwa 
noch bezeichnet werden, nach dem Nominalwerthe an die Vorzeiger der Obliga⸗ 
tionen gegen Aushändigung derſelben und der dazu gehörigen, noch nicht fälligen 
Zinskupons. Werden die Kupons nicht mit abgeliefert, ſo wird der Betrag der 
fehlenden von dem Kapital gekürzt und zur Einlöſun der Kupons verwendet. 

Im Uebrigen erliſcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung 
einer jeden Priorltäts⸗Obligation mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, in 
welchem dieſelbe ausgelooſt und, daß dies geſchehen, bekannt gemacht worden iſt. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöſten Obligationen ſollen in Gegen⸗ 
wart eines Notars verbrannt, und es ſoll, daß dies geſchehen, durch die öffent⸗ 
lichen Blätter bekannt gemacht werden. 

Die in Folge der Kapitalrückforderung von Seiten des Inhabers (F. 7.) 
oder in Folge einer Kündigung 6 4.) außerhalb der Amortiſation eingelöſten 
Prioritäts⸗Obligationen kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 

SR 

Die Inhaber der Prioritäts⸗ Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalsbeträge anders als nach Maaßgabe der in den 
FF. 4. und 6. getroffenen Beſtimmungen zu fordern, ausgenommen! 

a) wenn ein Zinszahlungstermin durch Verſchulden der Eiſenbahnverwaltung 
länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 
b) wenn durch Verſchulden der Eiſenbahnverwaltung der Transportbetrieb 
auf den im $. 1. des Sechszehnten Statuten⸗Nachtrages bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen länger als ſechs Monate gänzlich eingeſtellt geweſen iſt 
e) wenn die im F. 4. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 
In den Fällen ad a. und b. bedarf es einer Kündigungsfriſt nicht, ſondern das 
Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, zurück⸗ 
gefordert werden und zwar: 
zu 
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zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 
zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 


In dem sub e. gedachten Falle iſt eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu 
beobachten, auch kann der Inhaber einer Prioritäts⸗Obligation von dieſem Kün⸗ 
digungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch machen, 
wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte ſtattfinden ſollen. Die Kün⸗ 
digung verliert indeſſen ihre rechtliche Wirkung, wenn die Eiſenbahnverwaltung 
. die nicht eingehaltene Amortiſation nachholt und zu dem Ende binnen längſtens 
} dreier Monate nach erfolgter Kündigung die Auslooſung der zu amortiſirenden 
Prioritäts⸗Obligationen nachträglich bewirkt. 


| . 8. 


Diejenigen Prioritäts⸗Obligationen, welche ausgelooſt oder gekündigt ſind, 
und, der Bekanntmachung durch die öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht rechtzeitig 
zur Realiſirung eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre von der 
Königlichen Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn alljährlich einmal öffentlich 
aufgerufen, gehen fie aber deſſenungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt nach 
dem letzten öffentlichen Aufruf zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder Anſpruch 
aus denſelben an das Geſellſchaftsvermögen, was unter Angabe der Nummern 
der werthlos gewordenen Prioritäts⸗ Obligationen von der Direktion öffentlich 
bekannt zu machen iſt. 


5. 9. 


Die Mortifikation angeblich vernichteter oder verlorener Obligationen erfolgt 
im Wege des gerichtlichen Aufgebots nach den für das Aufgebot von Privat⸗ 
Urkunden geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. 

Zinskupons und Talons können weder aufgeboten, noch mortifizirt werden. 
e welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der Verjährungs⸗ 
friſt (§. 2.) bei der Königlichen Direktion anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
glaubhaft darthut, ſoll nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der an⸗ 
ien und bis dahin nicht zum Vorſchein gekommenen Zinskupons gegen 

uittung ausgezahlt werden. d 


$. 10. 


Die in den §8. 4. 5. 6. und 8. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen erfolgen durch zwei Breslauer Zeitungen, den Preußiſchen Staats⸗ 
Anzeiger oder die Zeitung, die an ſeine Stelle tritt, und durch eine auswärtige 

eitung. 

Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privilegium 

Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen ale aus⸗ 
fertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
Jahrgang 1869. (Nr. 7479.) 128 ihrer 
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ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staates zu geben oder 
Rechten Dritter zu präjudiziren. 
Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt 
zu machen. | 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 7. Juli 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter für Handel e.; Für den Juſtizminiſter: 
Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Sehe ma I. 


Fuͤnfprozentige Prioritaͤts⸗Obligation 
der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
(Emiſſion von 1869.) 
. 
über 
. Thaler Preußiſch Kurant. 

Inhaber dieſer Obligation hat auf Höhe des obigen Betrages von 
3 Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des 
Allerhöchſten Privilegiums vom... 8 18.. emittirten Kapitale von 
13,395,900 Thalern Preußiſch Kurant Prioritäts⸗Obligationen der Oberſchle⸗ 
ſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 

Breslau, denn 18 


Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Fakſimile der Unterſchrift zweier Direktionsmitglieder.) f 
Eingetragen im Lagerbuche Mar... 


(Trockener Stempel.) Der Hauptkaſſen⸗Rendant. 
(Unterſchrift durch Stempel.) 
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K Schema II. 
ff 
zu der 
fuünfprozentigen Prioritaͤts-Obligation 
der 


Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
(Emiſſion von 1869.) 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe, wodurch er zu⸗ 
leich über den Empfang der folgenden Serie der Zinskupons quittirt, binnen 
Jahresfrit, Dm ab, an den durch öffentliche Bekanntmachung 
bezeichneten Stellen die te Serie der Zinskupons für die Jahre bi ö 
ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation bei der unterzeichneten Direktion 
rechtzeitig Widerſpruch dagegen erhoben wird. 

Breslau den iA: 18 


Koͤnigliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 


Uunterſchrift in Fakſimile.) 
(Trockener Stempel.) 


Schema III. 
... Kthlr. .. Sgr. .. Pf. Serie I. M 1. 


Erſter Zinskupon 
für die 


fünfprozentige Prioritäts-Obligation 
5 d 


Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
(Emiffion von 1869.) 


ne Thaler .......... Silbergrofchen 
hat Inhaber dieſes Kupons vom .......... ab aus der Hauptkaſſe der Ober⸗ 


ſchleſiſchen Eiſenbahn und an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten 
Stellen zu erheben. 

Bees ant, denn 18. 

(Trockener Stempel.) 
Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 
e, ee ee 
Geſetz⸗Samml. für 1869. ©. ..... ) 


Cr. 74797480) | 128* (Nr. 7480.) 
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(Nr. 7480.) Privilegium wegen Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Obligationen 
der Stadt Osnabrück im Betrage von 500,000 Thalern. Vom 16. Juli 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


ertheilen, nachdem die ſtädtiſchen Kollegien der Stadt Osnabrück zur Beſtreitung 
der Koſten verſchiedener gemeinnütziger und gewerblicher Unternehmungen, ſowie 
a Rückzahlung älterer ſtädtiſcher Schulden die Aufnahme eines Darlehns zum 

etrage von 500,000 Thalern (fünfhundert Tauſend Thalern) beſchloſſen und 
darauf angetragen haben, der Stadt Osnabrück zu dieſem Behufe die Ausgabe 
von auf den Inhaber lautenden und mit Zinskupons verſehenen Obligationen zu 
geſtatten, in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Aus⸗ 
ſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverbindlichkeit an jeden Inhaber 
enthalten, und der Verordnung vom 17. September 1867. (Geſetz-Samml. 
S. 1518.) durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung 
zur Ausgabe gedachter Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen. 


Es werden ausgegeben: 
2000 Obligationen, jede zu 100 Thaler = 200,000 Thaler, 
400 . e een 
100 . „ 5 370008. Sets 100000 


in Summa 500,000 Thaler. 


= Die Obligationen ſind nach dem anliegenden Schema auszuſtellen, mit 
5 ,ier vom Hundert jährlich zu verzinſen, von Seiten der Gläubiger und der 
ie ſchuldneriſchen Stadtgemeinde nach näherem Inhalte der Obligationen kündbar 
En und von Seiten der Stadtgemeinde mindeſtens mit alljährlich Eins vom Hundert 
SS der ausgegebenen Obligationen unter Zurechnung der Zinſen der eingelöſten 
Obligationen zu amortiſiren. a f 

Vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und durch welches für die Befriedigung der Obligationen⸗Inhaber Seitens 
des Staates keinerlei Gewähr übernommen wird, iſt nebſt dem Schema der 
Obligationen, der Zinskupons und der zu dieſen gehörenden Anweiſungen (Talons) 
durch die Gefeß-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 16. Juli 1869. 
(JL. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenpliz. Gr. zu Eulenburg. 
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Provinz Hannover, Canddroſtei Osnabrück. 


Osnabruͤcker Stadt -Obligation 


der Anleihe von 
fünfhundert Tauſend Thalern 


Bitte: 279, 5199; ER 
VVV Thaler Preußiſch Kurant. 
(Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom 
Geſetz-Samml. von 18... Stück.. 05 


Der Magiſtrat der Stadt Osnabrück und der nach $. 71. der revidirten Han⸗ 
noverſchen Städteordnung vom 24. Juni 1858. hierzu berufene mitunterzeichnete 
Wortführer des Bürgervorſteher⸗Kollegiums beurkunden und bekennen hierdurch, 
daß der Inhaber dieſer Obligation von der Stadt Osnabrück ein derſelben dar⸗ 
geliehenes Kapital voen Thalern, geſchrieben 
eee Thalern Preußiſch Kurant zu fordern hat. 

Dieſe Summe bildet einen Theil der zu Kommunalbedürfniſſen auf Grund 
des Allerhöchſten Privilegiums vom n 1869. aufgenommenen 
Obligationen⸗Anleihe von 500,000 Thalern. 

Das Kapital wird mit vier vom Hundert verzinſt und ſind die Zinſen 
am 31. Dezember jeden Jahres fällig. Sie werden nur gegen Rückgabe der zu 
der Obligation jedes Mal für zehn Jahre ausgefertigten Kupons gezahlt, und 
dieſe werden ungültig und werthlos, wenn ſie nicht vor dem Ablaufe der im 
§. 3. des Geſetzes über die Verjährung perſönlicher Klagen vom 22. September 
1850. ee von 1850. S. 187.) beſtimmten vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der ädtiſchen Kaſſe zur Zahlung präſentirt werden. Jeder 
Serie von Kupons wird eine Anweiſung (Talon) beigegeben, gegen deren 
9 19 folgende Serie von Kupons an den Inhaber des Talons ver⸗ 
abfolgt wird. 

Nach Tilgung der betreffenden Obligation werden auf präſentirte Talons 
ſelbſtverſtändlich neue Kupons nicht mehr ausgefertigt. 

Erhebt der Inhaber der Obligation gegen die Aushändigung der Kupons 
an den Talon⸗Inhaber Widerſpruch, ſo wird bis zur gerichtlichen Entſcheidung 
über die Rechtmäßigkeit des Beſitzes der Obligation oder des Talons die Ausreichung 
und Auszahlung der Kupons ſiſtirt. 

Die Tilgung der Anleihe, wozu jährlich mindeſtens Ein Prozent der aus⸗ 
gegebenen Obligationen und die Zinſen der eingelöſten Obligationen verwandt 
werden ſollen, geſchieht durch Ankauf oder Auslooſung der Obligationen. 

18 Der Stadt ſteht das Recht zu, den Tilgungsfonds zu verſtärken oder 
auch, jedoch nicht vor dem Jahre 1880. „die ſämmtlichen dann noch nicht getilg⸗ 
ten Obligationen zu kündigen. N 

(Nr. 7480.) 5 Die 
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Die ausgelooſten Obligationen, die ue Kündigung der im Jahre 1880. 
noch nicht getilgten ode de und der Tag der Rückzahlung werden durch die 
Osnabrücker Anzeigen oder den an die Stelle derſelben getretenen öffentlichen 
Anzeiger der Regierungsbehörde das Amtsblatt der Provinz Hannover, den 
Preußiſchen Staatsanzeiger und die Weſerzeitung wenigſtens drei Monate vor dem 
Rückzahlungstage öffentlich bekannt gemacht. Sollte eins dieſer Blätter eingehen, 
ſo dee dafür der Magiſtrat mit Genehmigung der Königlichen Landdroſtei 
ein anderes. 

Mit dem Ablauf des angekündigten Zahlungstages hört die Verzinſung 
des betreffenden Kapitals auf. 

Den Inhabern der Obligationen ſteht gleichfalls das Recht zu, das Kapital 
alljährlich, jedoch nur auf den 31. Dezember des auf die Kündigung folgenden 
Jahres, zu kündigen. = 

Sie haben zu dieſem Behufe die betreffende Obligation an den Kämmerer 
der Stadt Osnabrück mit der Erklärung über die erfolgte Aufkündigung einzu⸗ 
ſenden und erhalten ſolche, mit dem Kündigungsſtempel verſehen, mit umgehender 
Poſt zurück. Werden die Kapitalien am Fälligkeitstermine nicht abgefordert, 
oder ermächtigt der Gläubiger den Kämmerer nicht, das Kapital auf ſeine Ge⸗ 
fahr und Koſten ihm zu überſenden, ſo liegt ſolches vom Tage der Fälligkeit an 
unverzinslich. 
| Die Rückzahlung des Kapitals erfolgt in allen Fällen nur gegen Aus⸗ 
lieferung der betreffenden Obligation nebſt den nicht verfallenen Zinskupons. In 
Ermangelung letzterer wird der Nominalbetrag vom Kapital abgezogen. 

Ausgelooſte oder gekündigte Obligationen, welche nicht binnen zehn Jahren 
nach dem Fälligkeitstermine zur Zahlung präſentirt oder als verloren oder ver⸗ 
nichtet zur Amortiſation angemeldet werden, erlöſchen und hört von dem genann⸗ 
ten Zeitpunkte an die Zahlungsverbindlichkeit der Stadt auf. 

Solche Obligationen ſollen bis dahin alle zwei Jahre durch die Stadtver⸗ 
waltung in den oben genannten öffentlichen Blättern aufgerufen werden. 

In Anſehung der Amortiſakion verlorener oder vernichteter Obligationen, 
Talons und Zinskupons ſoll das in den $$: 498. ff. der Hannoverſchen bürger⸗ 
lichen Prozeßordnung vorgeſchriebene Verfahren zur Anwendung kommen. 

Zur Sicherheit der hierdurch übernommenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde mit ihrem geſammten Vermögen und ihrer Steuerkraft. 


Osnabrück, den en 186. 
| (Stadtfieget.) 
Der Magiſtrat. Der Wortfuͤhrer des Buͤrgervorſteher-Kollegiums. 


Pro- 
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provinz Hannover, Canddroſtei Osnabrück. 


nen 
zur 
Osnabruͤcker Stadt⸗Obligation 
Fier 5 über;; SlnaR Thaler 
BR Thaler .... Sgr.. .. Pf. 
Inhaber empfängt am 31. Dezember 18.. an Zinſen obiger Stadt⸗Obligation 
n ehr i Thaler S6 Pf. aus der Stadtkaſſe zu 


Dieſer Kupon wird ungültig und werthlos, wenn der Betrag nicht vor 
dem Ablaufe der im F. 3. des Geſetzes vom 22. September 1850. (Hannoverſche 
Geſetz-Samml. S. 187.) beſtimmten vierjährigen Verjährungsfriſt erhoben wird. 

In Betreff der Amortiſation verlorener oder vernichteter Kupons kommt 
das Verfahren der $$. 498. ff. der Hannoverſchen bürgerlichen Prozeßordnung 
zur Anwendung. 


nab d 8 18. 
Der Magiſtrat. Der Wortführer des Buͤrgervorſteher-Kollegiums. 


Bemerkung. Die Unterſchriften des Bürgermeisters, reſp. deſſen Stellvertreters, und des 
Wortführers des Bürgervorſteher-Kollegiums können unter den Kupons 
mit Lettern oder dem Fakſimileſtempel gedruckt werden. Die eigenhändige 
Unterſchrift eines Kontrolbeamten muß jedoch hinzutreten. 


(r. 7480-7481.) Pros, 
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provinz Zannover, Landdroftei Osnabrück. 


Anweiſung 
zur 


Osnabruͤcker Stadt⸗Obligation 
Bi! . A Thaler. 


Inhaber dieſer Anweiſung (Talon) empfängt gegen deren Rückgabe an die Os⸗ 
nabrücker Stadtkaſſe am en 18... die te Serie von zehn 
Zinskupons zu obiger Stadt⸗ Obligation. 

Wird von dem Inhaber der Obligation Widerſpruch gegen die Aushän⸗ 
digung der Zinskupons erhoben, ſo wird letztere bis zur gerichtlichen Entſcheidung 
über die Rechtmäßigkeit des Beſitzes der Obligation und des Talons ſiſtirt. 

Nach Rückzahlung der Obligation werden weitere Kupons nicht ausgegeben. 

In Betreff verlorener oder vernichteter Talons kommt das Verfahren der 
$$. 498. ff. der Hannoverſchen bürgerlichen Prozeßordnung zur Anwendung. 

Osnabrück, den un 8 


Der Magiſtrat. Der Wortfuͤhrer des Buͤrgervorſteher-Kollegiums. 
Bemerkung. Die Unterſchriften des Bürgermeiſters, reſp. deſſen Stellvertreters, und des 
Wortführers des Bürgervorſteher⸗Kollegiums können unter den Talons 


mit Lettern oder dem Fakſimileſtempel gedruckt werden. Die eigenhändige 
Unterſchrift eines Kontrolbeamten muß jedoch hinzutreten. 
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(Nr. 7481.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Goſtyn, Aktiengeſellſchaft für Garniſon⸗Bauten“ mit dem Sitze zu Goſtyn 
errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 30. Juli 1869. 


D. Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 16. d. M. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Fima: „Goſtyn, Aktiengeſellſchaft 
für Garniſon⸗Bauten“ mit dem Sitze zu Goſtyn, ſowie deren Statut vom 
13. September 1868. zu genehmigen geruht 


ht. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 

Königlichen ung zu Poſen bekannt gemacht werden. 

Berlin, den 30. Juli 1869. $ 

Der Minifter für Handel, Gewerbe Der Miniſter des Innern. 

und oͤffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: Im Auftrage: 
Moſer. Bitter. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker), 


